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WAS AUS PIAAC  
FOLGEN MUSS

Ingrid Schöll

PIAAC zeigt, dass es vielen Erwachsenen in Deutschland an grundle-
genden Kompetenzen mangelt, und bildet damit eine Problemsituation 

Angebot an Grundbildungskursen zu schaffen.

Die PIAAC-Debatte im vergangenen 
-

dungsstandort Deutschland war – lei-
der nur kurzfristig – alarmiert (vgl. u.a. 
Süddeutsche Zeitung vom 8.10.2013, 
Wirtschaftswoche vom 8.10.2013 
sowie Die Zeit vom 10.10.2013). For-
derungen nach besserer Förderung der 
Weiterbildung wurden laut. Schließlich 
hatte ein internationaler Vergleichstest 
gezeigt, dass die Grundbildung vieler 
in Deutschland lebender Menschen 

im Alter steigender Tendenz. Während 
Deutschland in alltagsmathematischen 
Kompetenzen leicht über dem und in 
den technologiebasierten Problemlö-
sekompetenzen im OECD-Durchschnitt 
verortet ist, liegt die Lesekompetenz 

Durchschnitt. Verschärft wird dies noch 
durch den Hinweis der Forscher, dass 
Deutschland einen vergleichsweise 
hohen Anteil an Personen hat, die nicht 
über die niedrigste Lesekompetenz-
stufe hinauskommen (vgl. Rammstedt 
u.a. 2013). 

Darüber hinaus steht fest: Wer die 

verfolgt hat, konnte von PIAAC nicht 
wirklich überrascht sein. Klemm (2004) 
hat – zumeist mit Rekurs auf schuli-

dass eine große Zahl junger Menschen 

heranwächst, die nicht lernfähig im 
Sinne des lebenslangen Lernens 
sind. Geißler/Weber-Menges (2008) 
haben bereits vor einigen Jahren auf 
die Gefahr einer tendenziellen »Unter-
schichtung« Deutschlands durch eine 
verspätete Zuwanderungsgesetzgebung 
hingewiesen. Demzufolge sind Men-
schen mit Migrationshintergrund in der 
Unterschicht überrepräsentiert und 
in den mittleren und oberen sozialen 
Schichten unterrepräsentiert. Junge 
Menschen mit Migrationshintergrund 

sozial schwachen Familien als junge 
Einheimische. 

Diese Situation ist in Deutschland 
wesentlich zugespitzter als in anderen 
europäischen Ländern oder in klas-

Kanada), die fast keine Unterschich-
tungsphänomene und dementspre-
chend auch wesentlich geringere Leis-
tungsklüfte zwischen Migranten und 
Nichtmigranten aufweisen (vgl. Geißler 
2012, S. 13f.). Daher ist es unwesent-
lich, ob sich mehr oder weniger Migran-
tinnen und Migranten in den PIAAC-Pro-

es viele erwachsene Menschen gibt, 
-

-
tigkeiten vermittelbar sind. Das Zuwan-
derungsgesetz wurde erst im Jahr 2005 

-
treten wurden wahrscheinlich viele 

eingebürgert (vgl. von Loeffelholz 2014, 
S. 23). Die aus der verspäteten Zuwan-
derungsgesetzgebung resultierenden 
Probleme (vgl. Geißler/Weber-Menges 
2008, S. 18f.) scheinen seit 2005 
partiell auf, denn seit dieser Zeit ver-
mitteln Arbeitsagenturen und Jobcenter 
eingebürgerte Arbeitslose mit teils dra-

in Integrationskurse. In diesem Kontext 
sollte zudem der Zusammenhang zwi-
schen dem Abbau sprach- und schrift-
ferner Arbeitsplätze in der Schwerin-
dustrie seit den späten 1980er Jahren 
in einigen Regionen Deutschlands und 
dem damit verbundenen Problem nicht 
mehr abrufbarer (weil lange nicht benö-
tigter) Grundkenntnisse der Arbeiter 
in Sprache, Mathematik oder anderen 

Grundbildungssicherung  

Mit PIAAC kann also folgende Prob-
lemsituation konstatiert werden: »Das 

anscheinend nicht in der Lage, die 

Grundkompetenzen auszustatten, die 
über das elementare Niveau von Stufe I 
hinausgehen. Von daher bedarf es nach 
Ende der Schul- und Ausbildungszeit, 
das heißt auch im Erwachsenenalter, 

Erwerb und die Weiterentwicklung von 
Grundkompetenzen fördern« (Ramm-
stedt u.a. 2013, S. 25). Dabei zeigt der 

die Personengruppe mit den gerings-
ten Kompetenzen die vergleichsweise 
geringste Teilnahmequote an formaler 
Weiterbildung aufweist« (ebd.). 

PIAAC hat Grundkompetenzen in den 
-

nologiebasierte Problemlösekompetenz 
erhoben. Teilhabe in Gesellschaft und 

-



37 

MAGAZIN          THEMA          FORUM DIEIII/2014

sönliche, basale Wirtschaftskompetenz 
und grundlegende Kenntnisse im Engli-

Grundbildung steht noch aus, könnte 
sich aber in Teilen am Deutschen Qua-

Für fast alle oben genannten Themen 
bietet die Erwachsenenbildung aber 
bereits strukturierte, lernzielorientierte 

arbeitsmarktbezogenen Konsequenzen 
verbundene Problemsituation auf (ebd, 

-
ren erfordert. Diese Aufgabe könnte 

Sicherung von Grundbildung« über-

alle Daten der Arbeitsmarktforschung 
bündeln und Kurse anbieten, in denen 
Menschen, die arbeitslos oder auf-

-

beseitigen können. Angesichts vieler 

zu übertragen, wäre es möglicherweise 
sinnvoll, die Tätigkeit eines solchen 
Amts zunächst einmal auf fünf bis zehn 
Jahre zu befristen und sie in dieser Zeit 
auch permanent zu evaluieren. Es über-
nimmt dann die Aufgabe, die nachweis-

-
schen und Ausländern mit dauerhaftem 
Aufenthaltsstatus durch strukturierte 

Volkshochschulen und anderen bewähr-
ten Trägern der öffentlichen Weiterbil-
dung zu beheben. In Abstimmung mit 
Jobcentern und den Sozialträgern der 
Kommunen werden an Einrichtungen 
der öffentlichen Weiterbildung Kurse 
eingerichtet, die für Arbeitsuchende 

-

-
des- und Landesebene stimmen sich 

die Industrie- und Handels- sowie die 
Handwerkskammern und Arbeitgeber-
organisationen sowie Weiterbildungs-

-
naler Ebene wird dieser Kreis noch um 
lokale Akteure (beispielsweise Schulen) 
ergänzt. Nichtteilnahme wird, wie im 
Zuwanderungsgesetz, sanktioniert. 
Zentrale Prüfungen messen die Lerner-
folge der Teilnehmenden und bieten 
damit die Möglichkeit, die Wirksamkeit 

-
desamt angesiedelt wird, ist für den 
Moment zweitrangig. Wichtig ist, dass 
seine praktische Arbeit durch besagten 

Länder in einem zweiten beiratsähnli-
chen Aufsichtsgremium, zusammen mit 

-
ligten werten die Erfahrung nach dem 
oben genannten Zeitraum gemeinsam 
aus.
Dieser Instrumentenkasten, also ein 

beim Zuwanderungsgesetz erprobt, 
und er kann – das Einverständnis der 
Länder vorausgesetzt – mit partiellen 

So muss beispielsweise geprüft wer-
den, ob sich die Arbeit eines solchen 

-
personal bewältigen lässt; in anderen 
OECD-Ländern wird in solchen Nach-

-
setzt.  

Kurspalette wirtschaftlich und gesell-
schaftlich erforderlicher Grundbildung 
hätte einen entscheidenden Vorteil: 
Menschen mit und ohne Migrations-
hintergrund, denen Nachteile aus dem  
spät verabschiedeten Zuwanderungs-
gesetz erwachsen oder deren Arbeits-
plätze dem Strukturwandel zum Opfer 
gefallen sind (und das trifft junge wie 

ältere Erwachsene gleichermaßen), 
erhielten eine zweite Chance. Vor allem 
jungen Menschen hat die Tatsache, 
dass Deutschland sich lange geweigert 
hat, die Einwanderungsproblematik 
anzuerkennen, oft unverschuldet gra-
vierende Nachteile in Schule, Ausbil-

u.a. all diejenigen, deren Eltern nicht in 
der Lage waren, schulische Prozesse 
zu begleiten, oder die noch nicht durch 

wurden (vgl. u.a. Esser 2006, S. 99ff.). 
Hans-Dietrich von Loeffelholz, Chef-

»Erwerbspersonenpotenzial« der 25- bis 

zusammengenommen auf »mehr als 
zwei Mio. Personen (…), davon 1,1 Mio. 
ohne und 940.000 mit Migrations-
hintergrund. Nach einer aktuellen 

Arbeitsmarktperspektiven der Personen 

-
onsanforderung immer seltener wer-
den« (von Loeffelholz 2014, S. 22). 

Regionale Disparitäten  
ausgleichen

Die beschriebenen Grundbildungs-

Deutschlands gleich stark ausgeprägt. 
Es ist beispielsweise bekannt, dass in 
Klein- und Mittelbetrieben des stärker 
prosperierenden Südens arbeitgeber-
seitig mehr für die Integration bildungs-
schwacher Menschen getan wird und 
dass die Integration junger Menschen 
mit Migrationshintergrund in den 
Arbeitsmarkt dort auch besser funktio-
niert. Dieser regional ungleichmäßigen 

-
chend beizukommen, ebenso wie den 

organisatorischen Lasten, die auf den 

brächte ausgleichende Maßnahmen 
in besonders benachteiligte Regionen. 
Sie ist vor allen Dingen jetzt, wo die 
Aufhebung des Kooperationsverbotes 
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mehr als notwendig. Das Grundgesetz 
sichert gleiche Lebensverhältnisse 
und verspricht Chancengleichheit. In 
Deutschland gehören viele altindustri-
elle Regionen zu den ärmeren Regio-
nen (mit über einen längeren Zeitraum 
zumeist schriftfernen Arbeitsplätzen). 
Strukturbedingt tragen zudem die 
westdeutschen Großstädte die größ-
ten Lasten im Rahmen der Integration 
erwachsener Menschen mit Migrations-
hintergrund.

Unterstützung durch  
die Wirtschaft

Hilfreich, aber keine Voraussetzung 
-

amtes, wäre die Unterstützung durch 
die Arbeitgeber. Immerhin geben 
über 50 Prozent der funktionalen 
Analphabeten an, erwerbstätig zu 
sein (vgl. Grotlüschen 2012, S. 137). 

betrieblichen Förderung von Menschen 
-

von bestimmten Zeitfenstern für 

würden Arbeitgeber anerkennen, dass  

-
chen Entwicklungsmöglichkeiten großer 

Gesellschaft fordert von jedem Men-
schen Grundbildung, die auch außerbe-

-
den sein, und ob sie am Arbeitsplatz 
abgerufen wird oder nicht, darf kein 

Fazit

Langfristig gelingt es hoffentlich, grö-
-

gen, in Ansätzen den Erfordernissen 
lebenslangen Lernens gerecht zu 
werden: »Es geht dabei nicht nur um 
Chancengleichheit, sondern auch um 

schlummernden Leistungspotenziale 
optimal zu entwickeln und zu nutzen« 
(Geißler/Weber-Menges 2008, S. 22), 
denn: »Die erfolgreiche Mobilisierung 
des brachliegenden Erwerbsperso-
nenpotenzials würde (…) nicht nur 
erhebliche Sozialausgaben einsparen, 
sondern auch Wertschöpfungsbeiträge 
einschließlich der damit verbundenen 
Steuern und Sozialabgaben für die 
Volkswirtschaft erbringen. Sie würde 
zusätzlich die privaten und öffentlichen 
Kosten einer nicht vorhandenen oder 
mangelnden Integration in den Arbeits-
markt erheblich reduzieren. Freilich 

-
titionen erforderlich: Integrieren heißt 
Investieren« (von Loeffelholz 2014,  
S. 22).

Erneutes Warten oder eine weitere, 
ungesteuerte und nicht ergebnissi-
chernd angelegte, partielle Projektför-
derung gefährden das ökonomische, 
soziale und gesellschaftliche Gleichge-
wicht in Deutschland. Zahlreiche Stu-

verweisen seit langem darauf, dass die 

ist ein Umsteuern dringend geboten.  
Ein nationaler Aktionsplan in der 

-

bezahlt, ist notwendig. Freiwilligkeit 
auf Länderebene schafft Zufallsergeb-

und damit auch der Gesellschaft und 
der Wirtschaft. Grundbildung ist ein 
Grundrecht; dieses Recht darf nicht im 
Dickicht der Debatte um die Aufhebung 

-
bereich in Vergessenheit geraten. 
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Abstract
PIAAC eigt die De ite in den Grund-
kompeten en der erwachsenen Bevöl-
kerung auf. Um dieses Problem, das 
auch den Arbeitsmarkt betrifft, u 
bewältigen, plädiert die Autorin für 
die Einrichtung eines Bundesamts ur 
Grundbildungssicherung. Menschen 
mit und ohne Migrationshintergrund, 
Arbeitsuchende sowie prekär Beschäf-
tigte könnten dadurch die Chance 
erhalten, vom Bund nan ierte Weiter-
bildungskurse u besuchen.
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